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6. Mai bis 5. Juni 1993

6.5.- UNO. Der Sicherheitsrat der Verein-
ten Nationen erklärt in New York das Gebiet
um Sarajewo und fünf weitere Städte in Bos-
nien-Herzegowina zu „Schutzzonen" („Safe
Areas") und beschließt die Verstärkung der
UN-Schutztruppe (UNPROFOR) um weitere
50 Militärbeobachter. Der Rat fordert die bos-
nischen und serbischen militärischen und pa-
ramilitärischen Verbände auf, ihre Angriffe
unverzüglich einzustellen und sich aus den
genannten Städten und deren Umgebung
zurückzuziehen. Die entsprechende Resolu-
tion wird einstimmig angenommen. - Am
11.5. blockiert Rußland im Sicherheitsrat
durch ein Veto einen Beschluß zur Neufinan-
zierung der UN-Präsenz auf Zypern. Der Re-
solutionsentwurf hatte vorgesehen, die bis-
her freiwilligen Zahlungen durch Beiträge
aller Mitglieder der Weltorganisation abzulö-
sen. - Am 25. 5. setzt der Sicherheitsrat ein
internationales Tribunal zur Aufklärung und
Ahndung von Kriegsverbrechen im ehemali-
gen Jugoslawien ein. Grundlage für die ein-
stimmig angenommene Resolution ist ein Be-
richt von Generalsekretär Boutros-Ghali (vgl.
„Blätter", 6/1993, S. 644). - Am 28. 5. nimmt
die Generalversammlung in New York den
neuen Staat Eritrea sowie das Fürstentum
Monaco in die Organisation der Vereinten
Nationen auf, der damit 183 Mitglieder ange-
hören. -Am 4. 6. bezeichnet der Sicherheits-
rat in einer weiteren Resolution die Einrich-
tung von Schutzzonen als „eine vorüberge-
hende Maßnahme". Das Hauptziel bleibe,
„die Konsequenzen der Gewaltanwendung
rückgängig zu machen und allen aus ihren
Häusern vertriebenen Menschen in der Re-
publik Bosnien-Herzegowina die Rückkehr
in Frieden zu sichern, beginnend u. a. mit der
prompten Verwirklichung des Vance-Owen-
Plans". Der Rat genehmigt die Entsendung
von bewaffneten Einheiten nach Bosnien-
Herzegowina, um die Schutzzonen mit mili-
tärischen Mitteln einschließlich Luftunter-
stützung gegen Angriffe zu verteidigen. Von
den 15 Ratsmitgliedern enthalten sich Vene-
zuela und Pakistan der Stimme.

7. 5. — BRD/Polen. Bundesinnenminister
Seiters und sein polnischer Amtskollege
Milczanowski unterzeichnen in Bonn ein

„Abkommen über die Zusammenarbeit hin-
sichtlich der Auswirkungen von Wande-
rungsbewegungen" (dokumentiert in „Blät-
ter", 6/1993, S. 765 ff.), das die Regierung in
Warschau zur Rücknahme von aus Polen
nach Deutschland gelangten und dort abge-
wiesenen Asylbewerbern verpflichtet. Als
Gegenleistung erhält die polnische Seite fi-
nanzielle Hilfe beim „Aufbau einer Infra-
struktur zur Durchführung von Asylverfah-
ren ".

13. 5. — GUS. Die Verteidigungsminister
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten
(GUS) können sich auf einer Zusammenkunft
in Moskau nicht auf die Schaffung gemeinsa-
mer Streitkräfte einigen. In Presseberichten
heißt es, Rußland habe darauf bestanden, als
alleiniger Rechtsnachfolger der Sowjetunion
die Kontrolle über die sowjetischen Kernwaf-
fen zu erhalten.

14. 5. - Europarat. Das Ministerkomitee
äußert in Straßburg den Wunsch nach baldi-
ger Mitgliedschaft Rußlands in der Organisa-
tion. Als 29. Mitglied wird Estland aufgenom-
men. Der russische Außenminister Kosyrew
hatte aus Protest seine Teilnahme an der Sit-
zung abgesagt und zur Begründung auf
Menschenrechtsverletzungen in der Balten-
republik hingewiesen.

15. 5. — Jugoslawien. Der bosnische
Serbenführer Karadzic erklärt den Vance-
Owen-Plan (dokumentiert in „Blätter", 4/
1993, S. 502 ff.) für erledigt. Die von ihm in
Athen geleistete Unterschrift (vgl. „Blätter",
6/1993, S. 645) sei nach dem ablehnenden
Votum bei einem unter den bosnischen Ser-
ben abgehaltenen Referendum am 15./16. 5.
wirkungslos geworden. Karadzic fordert
neue Vermittlungsvorschläge und regt an,
den ehemaligen sowjetischen Präsidenten
Gorbatschow und den früheren amerikani-
schen Außenminister Kissinger als Vermittler
einzusetzen. — Am 22. 5. veröffentlichen die
Außenminister Frankreichs, Großbritan-
niens, Rußlands, Spaniens und der USA nach
Beratungen in Washington einen gemeinsa-
men „Aktionsplan über Bosnien" (Text in
„Dokumente zum Zeitgeschehen"), in dem
verschiedene Maßnahmen zur Durchsetzung
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des Vance-Owen-Plans sowie der dazu be-
schlossenen Resolutionen des Sicherheitsra-
tes der Vereinten Nationen empfohlen wer-
den. - Am 31. 5. wird der Präsident der „Bun-
desrepublik Jugoslawien" (Serbien und
Montenegro), Dobrica Cosic, während einer
nächtlichen Parlamentssitzung in Belgrad
seines Amtes enthoben. Ein von der soziali-
stischen Fraktion des serbischen Präsidenten
Milosevic unterstützter Mißtrauensantrag,
der Cosic mehrfachen Verfassungsbruch vor-
wirft, findet in beiden Kammern des Parla-
ments eine deutliche Mehrheit. Cosic spricht
von einem „Staatsstreich nach stalinisti-
schem Muster". In Belgrad kommt es zu Pro-
testdemonstrationen, die Polizei geht gegen
die Opposition vor.

- Rußland/Georgien. Beide Staaten
schließen ein Abkommen, das den Abzug der
russischen Truppen aus Georgien bis Ende
1995 vorsieht. Am Vortag hatten die Präsi-
denten Jelzin (Rußland) und Schewardnadse
(Georgien) einen Waffenstillstand für das im
Westen Georgiens gelegene Abchasien ver-
einbart.

15.-16. 5. - Bündnis 90/Die Grü-
nen. Das ostdeutsche Bündnis 90 und die
Grünen schließen sich auf einem Parteitag in
Leipzig zur Partei „Bündnis 90/Die Grünen "
zusammen. Die Vereinigung ist das Ergebnis
einer Urabstimmung in den beiden Parteien.
Zu gleichberechtigten Sprechern werden
Marianne Birthler (Bündnis 90) und Ludger
Volmer (Die Grünen) bestimmt.

16. 5. - Türkei. Das Parlament wählt den
bisherigen Regierungschef Süleyman Demi-
rel zum neuen Staatsoberhaupt. Demirel ge-
hört der Partei des Rechten Weges(Dogru Yol
Partisi/DYP) an und ist Nachfolger des am
17. April d. J. verstorbenen Präsidenten Tur-
gut Özal.

18. 5.- Dänemark. In einem zweiten Re-
ferendum stimmt die Bevölkerung mit 56,8
gegen43,2% dem Vertrag von Maastricht zur
Schaffung der Europäischen Union zu; die
Beteiligung liegt bei 86%. Nach dem ersten
ablehnenden Referendum (vgl. „Blätter", 7/
1992, S. 774) hatten die übrigen EG-Mit-
gliedstaaten Dänemark einige Ausnahmere-
gelungen zugestanden.

- USA. Der amtierende Direktor der Abrü-
stungsbehörde, Thomas Graham, bezeichnet

vor einem Senatsausschuß die Inkraftsetzung
und Verwirklichung der Verträge über die
Verringerung strategischer Rüstungen
(START I und II) als das vordringlichste rü-
stungskontrollpolitische Ziel der Vereinigten
Staaten. Ein Scheitern dieser Verträge zwi-
schen den USA und den Nachfolgestaaten
der ehemaligen Sowjetunion würde „eine Si-
tuation strategischer Ungewißheit" schaffen.

19. 5. - Schleswig-Holstein. Der
Landtag wählt in Kiel die bisherige Finanz-
ministerin Heide Simonis (SPD) als erste Frau
an die Spitze des Kabinetts in einem Bundes-
land. Die neue Ministerpräsidentin, die 46
von 88 abgegebenen Stimmen erhält, ist
Nachfolgerin von Björn Enghohn (SPD), der
alle Regierungs- und Parteifunktionen nie-
dergelegt hatte (vgl. „Blätter", 6/1993,
S. 646).

20. 5. - Großbritannien. Das Unter-
haus ratifiziert in London den Vertrag von
Maastricht über die Europäische Union (vgl.
„Blätter", 4/1992, S. 388) mit 292 gegen 112
Stimmen. Gegen den Vertrag votieren auch
41 Abgeordnete der regierenden Konservati-
ven sowie 66 Mitglieder der oppositionellen
Labour-Fraktion, deren Mehrheit sich der
Stimme enthält. Premierminister Major hatte
die Abstimmung unmittelbar nach Bekannt-
werden des Ergebnisses des Referendums in
Dänemark vom 18. 5. angesetzt. Das Ver-
tragswerk muß noch dem Oberhaus vorge-
legt werden.

24. 5. - Eritrea. Das im Jahre 1961 von
Äthiopien annektierte Eritrea erhält die Un-
abhängigkeit. Erster Präsident des neuen
Staates wird Issaias Afewerki, der Vorsitzen-
de der Befreiungsfront EPLF. Der Eritreische
Nationalrat bildet eine Übergangsregierung.

25. 5. - Bundestag. Der CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Rudolf Krause (Sachsen-
Anhalt) wechselt die Partei und wird Mitglied
der Republikaner. Der Parteivorsitzende
Schönhuber teilt dazu mit: „Dr. Krause bildet
ab jetzt die Vorhut der Republikaner im Bun-
destag. " - Am 26. 5. ergänzt der Bundestag
den bisherigen Artikel 16 Absatz 2 des
Grundgesetzes („Politisch Verfolgte genie-
ßen Asylrecht") durch einen Artikel 16a, der
die Asylgewährung rechtlich und tatsächlich
erheblich einschränkt. Die Entscheidung
über den neuen Grundgesetzartikel, der auf
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eine Vereinbarung zwischen CDU/CSU, FDP
und SPD zurückgeht, fällt nach kontroverser
Debatte mit der vorgeschriebenen Zwei-Drit-
tel-Mehrheit (521 gegen 132 Stimmen bei
einer Enthaltung). Die Gegenstimmen kom-
men von einer starken Minderheit der SPD-
Fraktion, von den Gruppen Bündnis 90/
Grüne und PDS sowie von einigen Abgeord-
neten der FDP.

27. 5. - Bundesregierung. Das Bun-
deskabinett billigt in Bonn die Beteiligung
der Bundesmarine an der maritimen Über-
wachung zur Einhaltung des Embargos
gegen das frühere Jugoslawien. Regierungs-
sprecher Vogel teilt dazu mit, die Entschei-
dung sei auf der Grundlage von Resolutionen
des UN-Sicherheitsrates und nach einem Be-
schluß des NATO-Rats vom 28. April d. J. ge-
troffen worden.

28. 5.- Bayern. Der Landtag in München
wählt Edmund Stoiber (CSU) mit 122 von 181
Stimmen zum Ministerpräsidenten. Der bis-
herige Innenminister Stoiber löst Max Streibl
(CSU) ab, der wegen des Vorwurfs der Vor-
teilsannahme („Amigo-Affäre ") zurückge-
treten war.

- Bundesverfassungsgericht. Der
Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts
bezeichnet in einer Entscheidung den
Schwangerschaftsabbruch als grundgesetz-
widrig und verwirft damit die Reform der Pa-
ragraphen 218 und 219 des Strafgesetzbu-
ches (StGB), die der Bundestag nach einem
fraktionsübergreifenden Gruppenantrag am
26. Juni 1992 mit 355 gegen 263 Stimmen be-
schlossen hatte. Das von Bundestagsabge-
ordneten der CDU/CSU sowie vom Land
Bayern in Karlsruhe erwirkte Urteil ergeht
mit sechs gegen zwei Stimmen. Nach den
Auflagen des Gerichts bleibt eine Schwan-
gerschaftsunterbrechung in den ersten zwölf
Wochen einer Schwangerschaft straffrei, darf
aber in der Regel nicht mehr von den Kran-
kenkassen finanziert werden (Text der Leit-
sätze des Urteils in „Dokumente zum Zeitge-
schehen ").

— Polen. Das Parlament votiert mit 223
gegen 198 Stimmen bei 24 Enthaltungen für
einen Mißtrauensantrag gegen die Regie-
rung unter Ministerpräsidentin Suchocka
(zum Amtsantritt vgl. „Blätter", 9/1992,
S. 1029). Hintergrund ist ein Konflikt über die

Wirtschafts- und Finanzpolitik. Präsident
Walesa löst das Parlament auf und setzt Neu-
wahlen für den 19. September d. J. an.

3. 6.- Ukraine/USA. Ministerpräsident
Kutschma vertritt vor dem Parlament in Kiew
die Ansicht, die Ukraine solle entgegen bis-
herigen Zusagen zumindest für einen gewis-
sen Zeitraum einige Kernwaffen behalten.
Außenminister Slenko setzt sich dagegen für
einen Beitritt zum Vertrag über die Nichtver-
breitung von Kernwaffen ein und fordert die
Ratifizierung des Vertrages mit den USA
über die Reduzierung der strategischen Nu-
klearwaffen (START I). Das Land verfüge
weder über die technischen noch über die fi-
nanziellen Ressourcen, um für einen sichtba-
ren Unterhalt der Atomsprengköpfe zu sor-
gen. Eine Entscheidung im Parlament wird
zunächst vertagt. — Am 4. 6. heißt es in Pres-
seberichten aus Washington, die Ukraine
versuche, die Einsatzkontrolle über die auf
ihrem Gebiet stationierten Kernwaffen der
früheren Sowjetunion zu erlangen. Diese
Kontrolle werde bisher formell durch die Ge-
meinschaft Unabhängiger Staaten (GUS)
ausgeübt.

3.-4. 6. - BRD/Türkei. In Köln und in
der türkischen Stadt Tasova finden Trauer-
feiern für fünf Türkinnen statt, die in der
Nacht vom 28. zum 29. 5. in Solingen einem
Brandanschlag zum Opfer gefallen waren.
Bundespräsident v. Weizsäcker erklärt vor
den Trauergästen in der Hauptmoschee in
Köln u. a., die Morde von Mölln (vgl. „Blät-
ter", 1/1993, S. 6) und Sohngen seien „nicht
unzusammenhängende vereinzelte Unta-
ten", sondern sie entstammten „einem
rechtsextremistisch erzeugten Klima": „Es
mögen Einzeltäter sein, aber sie kommen
hier nicht aus dem Nichts." Bundeskanzler
Kohl, der vom 19. — 21. 5. der Türkei einen of-
fiziellen Besuch abgestattet hatte, läßt sich in
Köln durch Kabinettsmitglieder vertreten.

5. 6. - Rußland. Präsident Jelzin eröffnet
im Moskauer Kreml eine von ihm einberufe-
ne Verfassungskonferenz. In seiner Rede
rechtfertigt Jelzin die Umgehung des Parla-
ments bei der Ausarbeitung der neuen Ver-
fassung. Es gehe nicht um den Kampf zwi-
schen Legislative und Exekutive, sondern um
eine Auseinandersetzung zwischen politi-
schen Systemen, dem Sowjetsystem und der
Demokratie.
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